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Verkebarfter Setagerungszuftand !

Bekanntmachung .
Auf Grund des Gesetzes über den Belagerungszustand bestimme ich :

1 . Für das Gebiet der Städte Berlin , Charlottenburg , Berlin - Schöneberg ,
Berlin - Wilmersdorf , Neukölln , Berlin - Lichtenberg , Spandau und der Landkreise
Teltow und Niederbarnim hebe ich bis ans weiteres den Artikel 7 der preußischen

Berfasfungsurknnde hiermit auf .
A. Für die genannten Gebiete setze ich hierdurch außerordentliche Kriegs -

gerichte ein ( ZIO fg . des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1831 ) .
3 . Die außerordentlichen Kriegsgerichte beginnen ihre Tätigkeit am

A. Februar 1918 .

Der Oberbefehlshaber in de « Marken .

v . Kessel , Generaloberst .
Artikel 7 der preußischen Verfassung , der durch diese Verordnung aufgehoben wird , lautet :

Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden . Ausnahmegerichte und außerordentliche Kommissionen find unstatthaft .

Eine Erklärung
öes Oberbefehlshabers in öen Marken .

W. T . B . verbreitet folgende Bekanntmachung :
„ Nachdem ich nunmehr de » Lerschirfte « B e -

lagernngSzustaud eingeführt habe , will ich die Ae -

»ölkerung nicht im Zweifel darüber lassen ,

Saß ich jeüen versuch , öle Ruhe und Grünnna zu

ftören , mit ollen mir zu Gebote stehenden Mitteln

unterdrücken werde .

Ich warne daher jede » ordentlichen Bürger , sich irgendwie
a « öffentlichen Zusauimenküufte « zu beteiligen . "

Jedermann gehe rnhig seinen Pflichte » nach und halte sich
von Aufläufen fern ; bei dem Gebrauch der Waffe läßt sich ein

Unterschied zwischen Ruhestörern und Unbeteiligten nicht machen .

Der Oberbefehlshaber in den Marke « .

_ v. Kessel . Generaloberst .

B e r l i n . 31 . Januar .
Im Reichstag , dessen sofortige Einberufung von der

sozialdemokratischen Fraktion beantragt ist , werden die Er -

eignlsse der letzten Tage von allen Seiten kritisch erörtert
werden . Eine solche Aussprache , in der alle Meinungen frei
zu Worte kommen , scheint uns eines der wichtigsten , wenn

nicht das wichtigste Mittel zu sein , die vorhandenen starken
Spannungen zur Entspannung zu bringen . Wir stellen darum
den Wunsch nach einer möglichst raschen , möglichst gründlichen
und darum befreienden Aussprache im Reichstag an die

Spitze unserer Erörterungen .
Aber alles vorausgesetzt , was im Reichstag gesagt werden

muß und gesagt werden wird , so bleibt doch noch eine

andere Seite der Angelegenheit bestehen , deren Be -

sprechung keinen Aufschub duldet . Die Bewegung darf
nicht um ihren eigentlichen Charakter und

ihren eigentlichen Zweck gebracht werden

durch tumultuarische Vorgänge . Die arbei -

tende Bevölkerung mutz die äußerste Selbstbeherrschung
wahren . Denn so dringend zu wünschen ist , daß die Ereig -
nisse der letzten Tage zu einem guten Ende führen und daß
die Regierung der unzweifelhaft vorhandenen Massen -
st i m m u n g Rechnung trägt , so wenig wird von irgendeiner
politischen Partei gewünscht , daß sie die innere Auflösung
und den Bürgerkrieg zur Folge haben sollen . Wir wollen ,
die Regierung möge erkennen , wo im Kampfe um den Macht -
frieden oder den Verständigungsfrieden die wirkliche Masse
der Bevölkerung steht . Wir wollen aber nickt feindliche Im -
pe rialisten in ihrer Hoffnung bestärken , daß es möglich sei ,
durch ein längeres Hinausziehen des Krieges ihre Absichten

zu verwirklichen . Die gegenwärtige Bewegung soll die Lan -

desVerteidigung nicht treffen , will sie nicht treffen und wird

st « nicht treffen , wenn ihre Interessen auch von feiten der

Regierung und der Behörden richtig wahrgenommen werden .

Dann darf aber die Regierung nicht scharfmacherischen
Einflüssen Gehör geben .

Di « . Presse der Rechten ist schon eifrig am Werke , um die

jüngsten Vorgänge — in der Form , in der sie sie darzustellen
beliebt — zu ihren Parteizwecken auszubeuten . Sie sieht in

ihnen Beweise für die mangelnde „ Reife " des Volkes , woraus

sie dann die ihr genehmen Schlußfolgerungen zieht . Nach

dieser Logik müßte man die Zustände bei uns auf den Stand

vor dem Jahre 1848 oder die Zustände in England , wo es

ja auch nicht immer fein säuberlich zugeht , auf den Stand

zurückschrauben , in dem sie sich etwa zur Zeit der Stuarts

befanden . Solche Spekulationen auf die reaktionäre Aus -

nutzung einer augenblicklichen Situation müssen auf die

Dauer notwendig ihr Ziel verfehlen , denn die Welt geht
vorwärts trotz alledem , s « können aber für den Augenblick
den ungeheuersten Schaden anrichten .

Man hat im Zusammenhange damit auch schon die Frage
aufgeworfen , wie sich in Zukunft daS Verhältnis der Parteien
zueinander stellen wird . Auch diese Frage wird erst im Reichs -
tag ihre endgültige Klärung finden , wo dann auch die sozial -
demokratische Fraktion ihre Stellung zur gegenwärtigen Be -

wegung nack) allen Seiten frei erörtern wird . Heute kann nur

so viel gesagt werden , daß die sozialdemokratische Fraktion
und Partei , ihrer geschichtlichen Herkunft und ihrem ganzen
Lebenszweck , entsprechend , treu zur arbeitenden Be -

völkerung stehen wird . Wenn dieses Treueverhältnis
unter den gegenwärtigen Umständen zu einem veränderten
Verhalten der bürgerlichen Parteien ihr gegenüber führen
sollte , so wird sie das zu ertragen wissen , sie würde damit doch
nur zu dem Zustand zurückkehren , in dem sie ihre gegen -
wärtige achwnggebietende Stärke erlangt hat .

Em abschließendes Wort über die Bewegung selbst zu
sagen , ist noch nicht an der Zeit . Man darf auch nicht aus den

Maßnahmen , die von den Behörden getroffen sind und aus

dem bisherigen Verhalten des Staatssekretärs des Innern ,
Herrn Wallraf , schließen , daß sich die Regierung dahin ent -

schieden habe , die Sacke aufs Biegen oder Brechen zu
stellen . Wenn sie wirflich den Wunsch hat , mit den aus -

wärtigen Gegnern des Reiches zu einem Frieden zu gelangen .
der „ keinen Stachel zurückläßt " , so kann sie doch dem eigenen
Volke gegenüber , das die Sache der Landesverteidigung ge -
führt hat und weiter führen soll , unmöglich andere Absichten

hegen . Die in vollster Ruhe und Ordnung verlaufene öfter -
reichische Bewegung , die zu den bekannten Erklärungen der

Wiener Regierung führte , liefert ihr in dieser Beziehung das

beachtenswerteste Studienmaterial .
Der musterhaft ruhige Verlauf der Wiener Bewegung

darf aber auch den Berliner Arbettern ein Vorbild sein .

Wäre die Partei nicht durch die bekannten Umstände g e h i n >

d e r t worden , einen ihren Auffassungen entsprechenden Em -

fluß auszuüben , so hätte sie aus freiestcm Entschluß und aus

tiefer eigener Ueberzeugung ständig dazu gemahnt , auch in

den schwierigsten Verhältnissen eiserne Ruhe zu be -

wahren .
Bei der Regierung aber liegt es , binnen allerkürze -

ster Frist die Schadenfreude der feindlichen Sensationspressc
zu verscheuchen , die von einem „ Zusammenbruch der Mittel¬

mächte " spricht . Solche Zusammenbrüche sind im� Verlauf

dieses langen Krieges bekanntlich auf beiden Seiten viel

häufiger angekündigt worden , »als sie eingetreten sind . Was

wir erleben , ist nicht Teutschlands Zusammenbruch . Was

wir aber alle erleben wollen , das ist D e u t s ch l a n d s Auf -
erstehung zu Frieden und Freiheit ans dein

Fesseln des Kriegs und der bedrückenden Zustände , die er im

Gefolge hat , aus den verhängnisvollen Vorstellungen jener
Kreise , die außen und innen alles Heil nur von der rücksichtS -
losesten Anwendung der gegebenen Machtmittel erwarten .

Arbeiter Berlins . Arbeiter Deutschlands , hört auch in

schwerster Zeit nicht auf . für diese Auserstehung zu wirkcir

Wahrt die Besonnenheit , seid Euch Eurer Kraft

und Würde bewußt , bleibt stolz und zuversichtlich trotz alledrnl

Die Heneealkommisfion öer Gewerk -

sthasten
bat sich in einer Sitzung vom S. . Januar mit der Streiklage be¬

schäftigt . Wie wir hören , trat übereinstimmend die Meinung zu¬

tage , daß die Bewegung auS politischen Ursachen erwachsen und In

diesem Sinne eine politische , keine gewerkschaftliche Angelegenheit

ist . Volle Einstimmigkeit besieht aber auch in der Auffaflung . daß
die politische Mißstimmung , aus der die Bewegung entstand , ver -

st ä n d l i ch und am sichersten durch gerechtes Entgegen
kommen an die Wünsche der Arbeiter zu beseitigen ist .

Zusammenstöße .
Bus anöern Stötten } .

Wie die „ Deutsche Kriegszeitung " berichten kann .
wurden gestern in Moabit bei einem Zusammenstoße zwischen
Streikenden und Polizeibeamten der Charlottenburger Wacht¬
meister Thimian durch einen Brustschuß getötet , der Schutz¬
mann August Sachert vom 64 . Revier durch drei Kugeln
in die Brust schwer verletzt . Ferner erlitt der Polizeileutuaut
Heidemann eine Schußverletzunsi am Oberschenkel . Dreizehn
Personen wurden durch Säbelhiebe schwer verletzt . Auf der

Rettungsstelle 16 wurden folgende Personen eingeliefert :
Frieda Luck , Tauroggener Str . 43, schwere Kopfwunde j



Flora Hamburger , Renrickeuborfer Str . iüi , Säbelhieb über '

dre ' rechte Schulter ; Maurer Hermann Strohburg , Lynarstr . 14 ,
Schädelbruch : Schlosser Max Maurer , Schönholzer Str . 6,
Wunde ani Rücken ; Paul ' Thieme , Borsigwalde , Verletzung
an der linken Schulter . Auf der Rettungsstelle 10 wurden

acht Personen verbunden . Davon mußten fünf mit schweren

Verletzungen nach dem jüdischen Kranfenhause geschafft wer¬
den . Einem anderen war ein Ohr abgehauen , einem Arbeiter
die Nase und Oberlippe gespalten .

Aus Spandau ist — nach Angabe desselben Blattes — um
die Eingänge zur ArtilleriÄverkstatt Süd ein militärischer
Kordon gebogen . Voin Hafenplatz in Spandau wurden die

Wagen der Straßenbahn , welche die Arbeiter der Tagesschicht
beförderten , am Weiterfahren gehindert , indem die Führungs -
stangen aus den Leitungsdrähten gezogen und die Verbin -

dungch ' chnure durchschnitten wurden . In Siemensftadt wur -
den zwei Straßenbahnwagen umgekippt und die Scheiben zer -
trünimert .

Das W. T. B. verbreitet über den Zusammenstoß fvl -
gende Darstellung : Donnerstagmorgen sammelte sich in

Charlottenburg eine größere Menschen -
menge , die durch die Schutzleute auseinanderge -
t r i eb « n wurde . Dabei wurden Schüsse gewechselt ,
die einen Wachtmeister leider tödlich verletzten . Der

Volkshausen zog in östlicher Richtung nach Moabit , Ivo
es dank dem geschickten Eingreifen der Polizei gelang , die

Ansammlung zu zerstreuen . Ein Schutzmann wurde dort
« von hinten angegriffen und durch zwei Schüsse nicht u n e r -

h eiblich verletzt . Außer dein getöteten Wachtmeister
wurde noch ein zweiter , der aber seinen Dienst weiter

versieht , und drei weitere Schutzleute verwundet , die sich
krank gemeldet haben . Von den Streikenden sind im ganzen
sechs verletzt worden . Mehrere Straßenbahnwagen
wurden umgeworfen . Seit heute früh sind 30 Männer ,
9 Krauen und 3 Jugendliche festgenommen . Auch im T r e p -

tower Park fand eine Versammlung statt , die dort zer -

streut wurde .

Da ? „ Berk . Tageblatt " vom Donnerstagabend ist in der

Lage , folgende Mitteilungen zu machen : lieber Demonstra -
tionen in Charlottenburg erfahren wir von zuverlässiger
Seite : Gestern nachmittag hatten sich in der Jungfernheide
nach und nach etwa 10000 Ausständige versammelt , die von
dort nach Siemensstadt zogen . Dort kam es zu einem Zu -
sammenstoß mit Schutzleuten , bei dem die Ausständigen unter

Anwendung der Waffe auseinandergetrieben werden mußten .
Dabei wurde ein berittener Schutzmann vom Pferde gerissen ,
zwei andere Beamte geschlagen .

Eine offiziöse öefihwichtigungsnotiz .
Die „ Norsdeutsche Allgemeine Zeitung "

schreibt : In Berlin und an einzelnen Stellen ini Reiche haben
Arbeiter den jetzigen Augenblick zu dem Versuche benutzt ,
>urch Niederlegen der Arbeit auf die Regierung einen politi -

ichen Druck auszuüben . Ein von den Streikenden in Berlin

gebildeter Ausschuß hat Forderungen aufgestellt , die sich unter

an denn auch mit inneikpolitischen Fragen befassen .
Soweit sich darin ein Zweifel an der Entschlosien -
heit der Regierung ausdrückt , die von ihr zu g c -

aqten Reformen im Innern d ur chz u setz e n ,
sehen sie von einer völlig falschen Voraussetzung
. us .

. . . . . . .

Was die gleichfalls in den Forderungen berührten F r i e-

N e n sverhandlungen in Brest - Litowsk betrifft ,
i sind sich die streikenden Arbeiter vermutlich nicht darüber

' er . daß ihr Verhalten zu dem Gegenteil dessen führen
! ruß , woS sie erreichen wollen . Statt die Verhandlungen

5er den Frieden zu fördern , erschweren und verschleppen

e deren Verlauf , indem sie unseren Feinden in ihren An - -

vrüchen gegen unsere Unterhändler beitreten . Die Regie -
nng . die in Brest - Litowsk verhandelt , um zu einem Frieden

. n gelangen , der die deutschen Lebensinteresien sichert , dabei

rber ein freundnachbarliches Verhältnis zu unseren bis -

' erigen Feinden möglich macht , wird sich durch der -

' rtigeKundgebungenvonde malsrichtiger .
kannten Wege nicht abbringen lassen . Sie

nuß vielmehr erwarten , daß die streikenden Arbeiter sich bei

nfiiger Ueberlegung baldigst von der Schädlichkeit ihres Ver -

» attenS überzeugen und zu ihrer Arbeit zurückkehren , die für
' den sine heilige Pflicht gegen das Vaterland ist .

Noch stehen wir in schwerem Kvmtfte . Jeder , der in der

Seimat seine Arbeit vernachlässigt oder gar niederlegt , der -

' sudigt sich an unseren Brüdern im Felde , die mit ihrem

ftut unter den größten Anstrengungen und Gefahren den

�- ind abwehren , der es auf die Niederwerfung Deutschlands .

uf die Vernichtung seiner wirtschaftlichen Stellung und da -

üt auf die Verarmung des deutschen Volkes , also auch der

rutschen Arbeiterschaft , abgesehen hat . Das Pflichtbetmißt -

in , mit dem unsere Arbeiter sich bisher um das Völkswohl
- erdient gemacht haben und das sie in ihrer erdruckenden

' Mehrheit auch heute noch dem Baterlande beweisen , - wird das

�eimg « dazu beitragen , um die Streikbelvegung baldigst zu

7 nde zu bringen . _
'

... ... ..

Tenöenztelegramme .
• Unter der Ueberschrift „ I m A u s t r a g der F ei n d e "

■jiöcn wir in bürgerlichen Blättern (z. B. „ Deutschen Kurier )

igendes angebliche Telegramm : , , �
Au Neuiahr 1918 hat sich, wie wir erfahren , in Waskangton

: n �alliiertes Propagandokomitee " gebildet , um in den Staaten

' er Mittelmächte , im besonderen in Deutschland , die Revolution

sil propagieren . Es sollten in den Interniertenlagern gseianete
He�önlichkciten , vor allem Oesterreicher , ermittelt werden , deren

evolutionäre Gesinnung sie als besonders geeignet erscheinen
iefrim Auftrage des Komitees zu gxbciten . Auch gut deutsch

sprechende Neutrale sollten genommen werden . Diese Leute .

nännlichen und weiblichen Geschlechtes , sollten , mit einwand -
- osren Ausweispapieren und reichen Geldmitteln versehen , nach
Deutschland g « f e n d e t werden und in Betrieben ,
vor all « m Munitionswerken , Arbeit suchen . Ihre

Aufgabe rst die Berbreiwng umstürzlerischer Propaganda und .

wo die Möglichkeit gegeben scheint , Sabotage in indu -

icriellen Betrieben , für deren Ausführung Prämien aus -

gesetzt find . Die Gesamtkosten für diese Propaganda der

Xai wevden von den Vereinigten Staaöen getragen nnd sollen sich

ruf etwa 150 —200 Millionen Dollar belaufe « . Die e r f o r d e r -

iichen Druckschriften werden in deutscher Sprache onge -
st rtigi und durch eine im großen Durchgeführte Organisation in

Waffen über ine deutschen Grenzen geschmuggelt . Dieselben

' Naßnahmen werden gegenüber den mit Deutschland verbündeten

Staaten «ingeleitet werden . Die ganze Bewegurng ist von einer

Anzahl deutMeiudlicher Blätter in den Vereinigten Staaten ins

Leben gerufen worden . Mitglieder des Komitees , sind . u. a. Se -
nator Stone , Norcheliffe und Readjng . . > •

Die Ueberschrift „ Im Auftrag der Feinde " zeigt klar ,
welcher Zweck hier verfolgt wird . Es soll so scheinen , als sei
die gegenwärtige Bewegung in Deutschland ein Produkt feind -
l icher Bestechungsarbeit . Wer die Nachricht aber mit einiger
Sorgfalt liest , der wird keinen Augenblick darüber im Zweifel
sein , daß es� sich hier um eine tendenziöse Erfindung handelt ,
die dem polftischen Bedürfnis gewisse / Kreise entspricht . Wir
legen gegen derartige Verdächtigungen der Arbeiterschaft
schärfste Verwahrung ein .

Ein ähnliches Ten den zmanöver ist folgendes
Telegramm , das eifrigste Verbreitung in der bürgerlichen
Presse findet , und das sich als „ Kopenhagener Privatmeldung "
ausgibt :

In London wurde die Nachricht vom Streik mit Heller
Freude aufgenommen und dieses Ereignis in London
durch Extrablätter mit Ueberschrift „ Der Zusammen -
bruch der Mitteln ! ächte " bekannt gegeben .

Solche Meldungen , die ja im Gründe nichteineein -

zige greifbare Tgt jache enthalten , sind immer da ,
wenn man sie braucht . Daß gerade jetzt auch die e n g l i sch e n
Arbeiter eine große Friedenskundgebung ( über die wir an
anderer Stelle berichten ) veranstaltet haben , diese Tatsache
wird von den meisten Blattern totgeschwiegen .

Der Streik in üer Suögetkommisfion .
Arbeitervertretung im Herrenhause .

In der TonnerStagssitzung des StaatshaüShalisauSfchusses deS

Abgeordnetenhauses wurde auch von dem Streik gesprochen . Ein

fortschrittlicher Abgeordneter bedauerte den Ausbruch des
Streiks , der nicht zur Abkürzung des Krieges beitrage . Er gab auch

seinem Besremden darüber .Ausdruck , daß die freien Gewerkschaften
nicht dieselbe Haltung eingenommen wie die Hirsch - Dunckerschen .
und christlichen , andernfalls würde es wohl nicht zu dem Streik ge -
kommen sein . Aber auch die andere Seit « sei von Schuld nicht frei -
zusprechen , daß es zu einem solchen Ausbruch der Stimmung ge -
kommen ist .

In der Wa hl rech t s ko m m i s s i ün wurde die Ausschuß -
beratung der Herrenhausvorlage bei der Frage der Arbeiter -

Vertretung im öerrenhan * fortgesetzt . Nachdem man die Rechte
aller „ Edlen und Erlauchten " auf Vertretung im Herenhaüse , vom
Kronprinzen angefangen über den Fürsten von Hohenzollern - Sigma -
ringen bis zu den Grasen , Rittern und edlen Herren , festgelegt hatte ,
siel nun ein bescheidener Strahl def Interesses auch auf die Ar -
beiter . Die Regierungsvorlage sieht überhaupt keine ge -
währlei stete Vertretung der Arbeiterschaft vor .
Die Regierung begnügte sich mit dem vagen Versprechen , daß unter
den Personen , die auf Grund besonder » königlichen Vertrauens be¬

rufen werden würden , auch Arbeiter fein sollten . Der Minister
Drews begründete diese Zurücksetzung der Arbsite rschast in eigen¬
artiger Weis « : unter dem gleichen Wahlrecht würden die Arbeiter
sowieso im Abgeordnetenhaus stark vertreten sein , daher gebrauchten
sie keine Vertreter im Herenbaus « , und außerdem bildeten die Ar -
beiter keinen besonderen Berufsstand , sondern verteilten
sich auf alle Berufe . Ausdrücklich bestätigte der Mnister , daß die ge -
währleistete Berufung von Arbeitern nicht deswegen unterlassen
worden sei , weil es etwa an geeigneten „ Präsentationskörpern " fehle .
Diese habe man vielmehr ' in den demnächst zu schaftenden A rb ei t S-
k a m m e r n und bis dabin in den A r b e i t n eh . me r b e i sitz c r n
bei den Schiedsgerichten der Invalidenversicherungen . Hiervon aus -
gehend beantragte nun das soziöldemokra ti . s ch e Kommissions -

Mitglied , 111 „ Arbeitnehmer , in das Herrenhaus , zu . beritfen�,die von
den genannten Kärperilbaften prsfeimert . wttden sollen . Diese ?
Antrag bedeutet kein A u s g eb an unfter e rgrnv di S tzlich e n
G e g n erst ch a st sowohl gegen da ? Herrenhaus üstcrbMphttsie ' gegen
daS ganze System seiner Zusammensetzung� Aber da ' ohsie Zweifel
unser Antrag auf Bcseitigung ' dcs Herrenhauses ' keine Mehrheit finden
wird , so muß wenigstens für eine einigermaßen gerechte Vertretung
der Arbeiterschaft gesorgt werden . Der Standpunkt der Regierung ,
den Arbeitern überhaupt kein Anrecht auf - Vertretüng
zu gewähren , war selbst einem Teil der b ü r g e rl fche n .Vertreter
zu engherzig , aber sie konnten sich nicht zur llnferftützung des sozial -
demokratischen Antrages aufraffen . Ein Zentrumsredner begrün¬
dete einen Kompromißantrag , der 36 Arbeitervertreter vorsiebt , wo -
bei er aber selbst gestand , daß ihm dieft Zaibl zu niedrig er -
schien «. — Die weiter « Debatte drehte sicki hauptsächlich um die Be -

seitigung des sog . Pairschub . Bisher hatte die Krone das Recht , in
bell ebigerAn zahl neu « Mitglieder ins Herrenhaus zu be¬
rufen , und damit die Möglichkeit , im Notfalle einen Widerstand des
Herrenhauses durch Neuberufungen zu brechen . Die Vorlage br -
schränkt das Berufungs reckt der Krone auf eine Gesamtzahl von
150 HerrenbauSmitgliedern . Der Ministsr Drews erklärte , daß die
Kröne biermit ein wichtiges Kronrecht preisgebe . Aber
die Konservativen , die bei jeder freiheitlichen Reform Zetermordio
schreien , daß wichtig « Kronrecht « preisgegeben würden , waren mit
der Preisgabe dieses Kronreckts sehr zufrieden . Werden
sie doch hierdurch vor der letzten Möglichkeit geschützt , daß das
Herrenhaus jemals eine « anderen als konservativen
Gru n d cka r a k te r tragen könnte . Wird auch — vielleicht —

durch die Wahlreform der eine Faktor der preußischen Gesetz -
gebung , das Abgeordnetenbaus , dem konservativen Einfluß cnt -

zogcm , so wird dafür die konservative Herrschaft über den anderen

Faktor , das ' Herrenhaus , für alle Ewigkeit garantiert
Abgestimmt wurde über die verschiedenen Anträge noch nichi ,

sie wurden einem Unterausschuß überwiesen . So gehl die

HcrrcnhauSreform von den Ausschüssen in die Unterausschüsie , wäh -
rend dis : W ahlr ech t s vor l a ge wartet . Tie ganze Art , wie

von der Regierung und den bürgerlichen Parteien die Frage der
Arbeitervcrtretuug behandelt wurde , muß tiefen Eindruck

auf die Arbcitermasson machen , aber sicherkeinengünstigen .

der baperifche Mimfierpräfiüent
über den Streik .

Mönche « , 31 . Januar . <W. T. B. ) In der Abeordneten -

kammer kam es heute bei der Beratung des Etats des

Ministeriums des Innern wiederum zu lebhaften Erörterungen
über de « Streik und die KriegSzielfrageo . Im Laufe der Er -

örterungen ergriff Ministerpräsident von D a n d l das Wort ,

wobei er ausführte :

ES sei eine haltlose Unierstellung , wenn jetzt behauptet wurde ,

daß die Regierung durch das . was man

. AnuexionSbestrebuugen

zu nennen pflegte , den Abschluß den Friedens erschwere . Nicht

auS Eroberungssucht , fuhr der Ministerpräsideul fort ,

sondern um den Bestand deS ganzen Reiche « und die Zukunft des

Volle « zu sichern , traten wir vor dreieinhalb Jahren in den Krieg .

Da » gleiche Ziel gilt heute noch , nicht mehr , nicht

weniger . Auf diesem Boden stehen die ReichSleüung und die

bundeSstaatlicheu Regierungen . Achtung des Selbst -

bestimmung « recht « der ßölker , das ist der Grundsatz
der Reichsleitung , wovon abzuweichen sie nicht gewillt ist . Wozu

jetzt auf einmal der Streik ?

Was die innerpolitischen Verhältnisie , besonder «

daS preußische Wahlrecht

anbelangt , so ist e » nicht meine Sache , mich in die Verhältnisie der

andern Bundesstaaten einzumischen , wie ich mich auch gegen eine

Einmischung anderer Bundesstaaten in bayerische Verhältnisie ent -
schieden abwehrend verhallen müßt « . Die preußische Regierung ist
ernstlich gewillt , gerechte Forderungen uach zeitgemäßer Umgestaltung
des Wahlrechts mit dem Nachdruck zu vertretcu , der Zweifel au dem
ernsten Willen der Regirrung nicht aufkommen lasse » darf . Wenn
die Parteien des preußischen Landtags darüber noch nicht einig - find ,
so kann daraus der Regierung kein Vorwurf gemacht werden . Darf
deshalb das ganze Vaterland aufgerufen werden ? Der Minister -
Präsident kam dann auf die von einem norddeutschen Blatt in - hie
Well gesetzte Legende von einer Aktion der Bundesfürstr » bei de « :
Kaiser zu sprechen , bei der der König von Bayern vorangegangen
sei , und erklärte : Der Standpunkt , den �unser Landesherr vertritt .
deckt sich mit dem der bayrischen Siaalsregierung , die hierfür die
alleinige Verantwortung trägt . Es würde den Borwurf der Zwie «
spältigkeit in sich , schließen , wenn man behaupten wollte , daß unser
Landesherr auch noch andere Ziele und auf einem anderen als auf
einem offenen Wege verfolge ; dagegen mutz ich entschieden - Ver -

. Wahrung einlegen , umsomehr , als ich aussprechen kann , daß die An -
regungen , die sich auf diesem Wege bewegten , tatsächlich abgelehnt
wurden .

In seinem Schlußwort erklärt » der Ministerpräsident , nie und
nimmer dürfe es sein , daß durch de » inneren Streik dem Deutsche «
Reich und seinen Verbündeten die Früchte des von ihren Heeren
so glänzend geführten Kampfes verkümmert würden . Einig müssen

- wir bleiben in allen . Schichten des Volkes , nur dadurch kann der
Kampf zu einem Ende geführt werden , das der Welt einen wirk -
lichen dauernden Frieden bringt und unser Waterland vor Rot und
Elend schützt .

die Zrieöensreöe öes Minister -
prästöenten v . Seiöler .

Nachträglich — infolge der bekannten Hindernisse —- geben
wir die Rede wieder , die der österreichisck - e Ministerpräsident
v. Seidler am 21 . Januar vor einer Abordnung der Wiener
Arbeiterschaft gehalten hat . . . . . .

Es ist der sehnlichste Wunsch Seiner Majestät , ehebaldigst den
Krieg durch einen ehrenvollen Friede « zu beendigen . Im Sinne
dieser Intentionen Seiner Majestät des Kaiser « und in Beobachtung
der von ihr wiederholt bekanntgegebenen Richtlinien , ihrer Politik
hat die k. u. k. Regierung alles , was in ihrer Macht steht , getan
und wird sie auch in Hinkunft olles , was ihr möglich ist , tun , wn

den allgemeinen Frieden möglichst bald herbeizuflihren .

Ist derzeit nur ein Sonderfrieden mit Rußland möglich , so fällt die .
Verantwortung dafür aus die Ententemächte , die alle unsere wieder -

holten Friedensängebote ausgeschlagen haben . Dessenungeachtet hält
die k. u. k. Regierung an dem Ziele eines möglichst baldige « all -

gemeinen Friedens fest . Es liegt ihr nach wie vor fern , die Erreichung
dieses Zieles durch irgend welche EroberungSabfichten zu erschweren
und sie hält nach wie vor an der Usberzeugung fest , daß intep «
nationale Vereinbarungen über die Abrüstung
und über Schiedsgerichte die g e e i g n e t st e G r u n d la g e

zu einem allge in einen Frieden zu bieten vermögen .
Was die Friedensverhandlungen mit Rußland anlangt , s »

hat dje k und k. Regierung bereits wiederholt ertlärt , daß fie

keinerlei territoriale Erwerbungen auf Rußland » Koste »

anstrebt ; an solchen Plänen können und werden da -

her die Fr i e- d e n S vr r ha n d lun g e n nicht scheitern .
WaS insbesondere Polen betrifft , su betrachtet die k. und k. Re -

giexupg Polen als einen s e l b st ä n d ige u © t a a t , dexfteineVe «

Ziehungen zu ünZfeMänbig zu regeln bät , wobei unsererseits selbst- - -

verständlich auch den gesetzgebenden Körperschaften beider Staaten
der Monarchie der verfassungsmäßige Einfluß auf diese Regelung
gewahrt bleiben wird . Es liegt uns demnach ganz fern , Polen
feine Siäatssorm oder irgend welche Beziehungen zu uns diktiere »

zu wollen . Die !. und k. . Regierung hat sich damit bereit « ein -

verstanden erklärt , daß eS der Bevölkerung Pole » «
überlassen werden soll , durch ein Bollsvotu » ans breiter

Grundlage ihre staatliche Ordnung zu regeln , und fie hat die Mei -

nung ausgedrückt , daß dies am besten durch eine auf breiter

Grundlage gewählte konstituierende Versammlung
geschehen kann . Die k. und k. Regierung hat fich auch be -
reit erklärt , wirksame Garantien zu vereinbaren , damit die

Bevölkerung Polens ihre Entscheidung i >» vokler

Freiheit treffen könne , und diese Freiheit durch die OkkuparionS «

behörden in leiner Weise beeinträchtigt werde . Die Forderung der

russischen Regierung nach Räumung der besetzten Gebiet « mußte die

k. u. l. Regierung allerdings ablehnen ; dies geschah aber nicht
etwa auS dem Grunde , weil wir die militärische Okkupation dazu
benutzen wollen , das Selbstbestimmungsrecht des polnischen Bolle »

nach irgend einer Richtung zu schmälern , sondern ausschließlich deS -

halb , weil wir bei Fortdauer des Krieges an den anderen Fronte »
und angefichts der noch nicht geiestigten inneren Verhältnisie in

Rußland diese Gebiete nicht ohne Gefährdung unserer militärische »

Interessen räumen können . Doch sind wir auch bezüglich
der Frage der Befristung der Okknpatio » bestrebt , ein

Kompromiß mit der russischen Regierung zu finden ,
und wir hoffen , daß dies bei gutem Willen auf beiden Seiten ge -

lingen wird . Da sich die Monarchie bei der Lösung aller dieser

Fragen von keinen eigennützigen Absichten leiten läßt , und da sie
bereit ist , den Wünschen der russischen Regierung so weit entgegen - :

zukommen , als dies unsere Interesse « gestatten , haben wir das

absolute Vertrauen , daß bei ebenso gutem Willen auf der andere »

Seite die Verhandlungen nicht scheitern werden .

Bezüglich der Verhandlungen mit der ukrainischeu

Republik ist die l u. I. Regierung in der angenehmen Lage .
mitteilen zu können , daß diese Verhandlungen bereits sehr weit

gediehen si »h und einen baldigen befriedigenden Abschluß erhoffen

lassen .
Die k. u. k. Regierung erkennt an . daß die patriotische Opfer -

Willigkeit der breiten BolkSmassen , die seit dreieinhalb Jahren so -

wohl an der Front al -Z auch im Hinterland unter den schwierigsten

Verhälmissen ihre Pflicht erfüllt haben , den Wunsch durchaus gerecht -

fertigt erscheinen läßt , daß die Bevölkerung und ihre Vertreter über

den Gang der Fiiedensberhandlungen unterrichtet werde » . Der

k. u. k. Regierung liegt es ' aber durchaus fern , den versassungZ -
mäßigen Einfluß der Delegationen und der gesetzgebenden
Körperschaften beider Slaalen der Monarchie auf unsere

auswärtige Politik einschränken zu wollen , und fie ist insbesondere

jederzeit bereit , d i e gewählten Vertreter de . S Voltes

über ihre Absichten und über de » Gang der Ver -

Handlungen freimütig zuunterrichten . Dier . ond

k. Regierung glaubt , daß die Informierung der Volksvertreter über

den Fortgang und die Ergebnisse ihrer Bemühungen um den

Frieden dazu beitragen wird , das notwendige Vertrauen der Be -

völkcrung zu unserer auswärtigen Politik zu festigen .

Der Ministerpräsident verwies schließlich auf die

sbereit » bekannte ) Erklärung de » Grafen Czerni » vom

18. Januar .



Massenversammlung englischer
Metallarbeiter .

Sofortiger woffenftillftanö uaö Zrieöeus -
angebot geforüert .

Sern , Zt . Januar . Eine Massenversammlung von

Maschinisten und Angehörigen verwandter Gewerffchafte « in

der Alberthall in Land » » am 27 . Januar hat eine Est -

fchlie ßnng angenommen , die die britische und die alliier -

ten Regierungen auffordert ,

unverzüglich eine » WaffenstAstand ans alle »

Fronte «
zu schließen und

de » Mittelmachte » ei » Friedensangebot
zu mache « auf folgender Grundlage . Keine Anuexio -
neu , keine Entschädigungen , Selhstb estim -

m u » g der Nationalitäten .
Die Entschließung verlangt , daßBertreterderAr -

beiterschaft aller kriegführende « Länder

awde « Friedensverhandlungen teilnehme « ,
und erklärt , daß , falls die Mittelmächte es ablehnen sollten ,
auf dieser Gruudlage zu verhandeln , die britische Arbeiter -

schaft der Regierung beistehe « werde , de « für die Fortsetzung
des Krieges notweudige » Mannschaftsersatz zu erhalte «, daß
aber ,

falls die englische Regierung eS ablehne « sollte ,
deu Mittelmächten dieses Angebot z « machen ,
die Versammlung sich verpflichte ,

der Durchführung des MannschaftSerfatzgesetzes eut -

schloffen Widerstand zu leisten .
Der parlamentarische Mitarbeiter von „ Daily Chronicle "

bemerkt , daß die g r o ß e A l b e r t h a l l d i ch t b e s e tz t war

und �Tausende keinen Platz finden konnten . Die Eni »

schließung sei einstimmig und voll begeistert
aufqenommen worden .

Aehnliche Entschließungen seien gleichzeitig in

anderen Maschini st enzentren , besonders am

Clyde , am Tyn « . in Sheffield und Barrow an »

genommen worden .

Amsterdam , 31. Januar . iT . - ll . ) Die wachsende Verminderung
der LebenSmittelzufuhr infolge des Ubootlrieges hat eine immer

größere Äreise ziehende Unzufriedenheit in England heraufbe -
schworen , insbesondere unter den Arbeitern der In -
dustriebezirke gart . es . Sein Tag geht vorüber , w» die eng .
lisch «! Zeitungen nicht Demonstrationen und Protestversammlungen
von Arbeiter «, «eist mit pazifistischem Einschlag » melden .

Massenkunögebungen in Italien .
Straßenkämpfe unö Selagerungszuftanü

in Neapel .
Die �Tsrine ? „ Stampa " meldet lant „L. - A. " , daß am

15 . Jaunar in Neapel Straßen kämpfe stattfanden .
Während de « Verlaufs mußte das Militär ei « .

sch rvite « . , -

Am 20 . Jannar wurde in Neapel der Belageruugsznstand
erklärt . -

� . . . .
Der gesamte Verkehr von Rom » ach Neapel

ist u n t e r b r o ch e n.
Di « Knndgebung soll politischen Charakter ttage ».

der Streik .
Am Montag hatten , wie unsere Leser wissen , die Streikenden

ihre Forderungen aufgestellt und eine Leitung , der auch Abgeordnet ?
beider sozialdemokratischer Parteien angehören , gewählt . Am

Dienstag versuchte die Streikleitung mit dem Staatssekretär des

Innern , Dr . Wallraf . wegen der Forderungen zu verhandeln . Der

Staatssekretär erklärte . . er sei bereit , die sozialdemokratischen Äbge -
ordneten zu empfangen , mitten der B o l k sv e r t r e t u n. g
nicht angehörenden Arbeitern könne ertaber über

polltische - Forderungen nicht verhandeln .
Nun wurde der Streikleitung durch die Polizei cröffrirt . daß sie

sich jeder Einwirkung auf den Streik zu en chatten habe und bestraft
worden würde , falls sie nicht gehorche . Auch - dürfe eine neue Streik -

leitung nicht eingesetzt werden . „
Seit Dienstag dürien in Berlin keine Versammlungen

abgehalten werden , nicht nur auf die Stteikenden erstreckt sich das

VersammlmigSverbot , sondern auf alle Versammlungen ohne Aus -
»rahme . So find in den letzten Tagen eine Anzahl gewerkschaftlicher
Mitgliederversammlungen verboten worden , die lange vor dem
Streik einberufen waren , zur Erledigung rein gewerkschaftlicher An -

gelegen hciten , die mit dm » Streik nicht "das geringste zu tun haben .
Am Montag und Dienstag spielt « sich in den Reitaura tions -

räumen des Gewerkschaftshauses ein reger Verkehr von Stteikenden

ab , der sich , obgleich Tau , ende ein und ausgingen , in musterhafter

Ruhe und Ordnung vollzog . Auch am Mtttwochvormittag das

gleiche Bild . Die Gäste tranken in aller Ruhe ihr Glas Bier oder

ihre Tasse Brühe zum mitgebrachien Frühstücksbrot . Kurz nach

Mittags ttteb die Polizei sämtliche - Gäste des Restaurants aus dem

Hause . Der Saabbau war schon vorher gesperrt . ? luch die in den
Bureauräumen des Hauses beschäftigten Gewerkschaftsongestellten
iollrcn — so verlangte es die Polizei — das Haus sofort verlassen
und ihre Bureaus schließen . Ein Teil ds5 Angestellten leistete diesem

Verlangen Folge . Als aber die Aufforderung zum Verlassen des

Hauses an den Genossen Körsten gerichtet wurde , weigerte er sich,
dem nachzukommen , berief sich auf sein Hausrccht , wandte sich tele -

forisch an den Polizeipräsident e: l und erreichte eine Abänderung der

polizeilichen Maßnahmen dahin , daß die im Hauie tätigen GeWerk -

schaftsängestellten ungehindert ein - und ausgehen können . Später ist
nach erneuter Vorstellung Körstens die Passierftethett auch auf die

GewerkschaftSmttglieder ausgedehnt worden , welche in de « Bureaus
i�cer Organisationen Geschäfte zu erledigen haben . Im übrigen ist
das Gttverkschaftshaus immer noch für jeden Verkehr gesperrt .

- Am Donnerstag früh wurde durch Säulenanschlag bekannt »

gemacht : Das Qberkornmando in den Marken erläßt folgende Be -
kanittmachung :

AuS den Meldungen über den Verlauf der , gogsuwärtigen
Streikbewegung in Eroß - Berlin habe ich ersehen , daß sich ein AuK -

schaß der SuZfiSndig « rmter dem Kamen . « rfieii errat " gs -
bildet hat , um die einheitliche Leitung de « StoerkS in die Hand zu
nehmen . Die Ausstrmdsbewegung , die unter Wißachtimg gesetz -
licher Bestimmungen ins Leben getreten ist , gefährdet die

öffentliche Sicherheit .

Auf Grund des § 9K des Gesetzes über den Belagerungszustand
löse ich hiermit den genannten Ausschuß auf und verbiete ihm
jedes weitere Zusammentreten . Gleichzeitig verbiete ich jede Bil -

düng irgendeiner neuen Vereinigung zur Leitung der gegen -
wärtigen Streikbewegung .

Der Oberbefehlshaber in den Macken .
von Kessel , Generaloberst .

Also die Situation ist jetzt so : die StreiÄeitung , die zu dem
Zweck eingesetzt war , die große Bewegung in geordneten Bahnen zu
hakten , ist aufgelöst . Die Möglichkeit , sich in geschlossenen Sälen zu
versammeln , ist den Streikenden genommen .

/tußeroröentliche Kriegsgerichte
Nach dem Erlaß des Oberbefehlshabers in den Marken , den wir

an der Spitze unseres Blattes veröffentlichen , sind für das Gebiet
von Berlin und Vororte außerordentliche Kriegs -
ger ichte eingesetzt , lleber ihre Wirksamkeit und Befugnisse geben
di « nachstehenden Paragraphen des preußischen Gesetzes über den

Belagerungszustand vom 4. Juni 1851 Auskunft ( einige hier nicht
wesentlich in Frage kommende Absätze sind fortgelassen ) :

§ 19. Wird unter Suspension des Artikels 7 der Verfassungs -
urkunde zur Anordnung von Kriegsgerichten geschritten , so gehört
vor dieftlbcn die Untersuchung und Aburteilung der Verbrechen des
Hochverrats , des Landesverrats , des Mordes , des
Aufruhrs , der tätlichen Widersetzung , der Zer -
störung von Eisenbahnen und Telegraphen , der
Befreiung von Gefangenen , der Meuterei , des
R a u b e s , der Plünderung , der Erpressung , der B e r -

leitung der Soldaten zur Untreue und der in den § § 8
und 9 mit Strafe bedrohten Verbrechen und Vergeben , insofern alle
genannten Verbrechen und Vergehen nach der Erklärung und Be -
kanntmachung des Belagerungszustandes begangen oder fortgesetzte
Verbrechen sind .

Ist die Suspension des Art . 7 der Verfassungsurkunde nicht
vom Staatsministerium erklärt , so bleibt in F r i e -

denszeiten . bei den von dem Kriegsgerichte eingeleiteten Unter -

suchungen die Völlstteckung des Urteils ausgesetzt , bis die Suspension
vom Staatsministerium genebmigt ist .

Z 11. Die Kriegsgerichte bestehen aus fünf Mitgliedern ,
unter denen zwei von dem Vorstände des Zivilgerichts des Ortes zu
bezeichnende richterliche Zivilbeamte und drei von dem Militär¬
befehlshaber , welcher am Orte den Befehl führt , zu ernennende
Offiziere sein müssen . Die Offiziere sollen mindestens Hanpl -
mannörang haben ; fehlt es an Offizieren dieses höheren RängeS ,
so ist die Zahl aus Offizieren des nächsten Grades zu ergänzen .

Z IS . Den Vorsitz in den Sitzungen der Kriegsgerichte führt ein
richterlicher Beamter .

8 13. Für das Verfahren vor den Kriegsgerichten gelten fol -
gende Bestimmungen :

1. Das Verfahren ist mündlich und öffentlich ; die

Oeffentlicbkeit kann Pom Kriegsgerichte durch einen öffentlich
zu verkündigenden Beschluß ausgeschlossen werden ,
wenn es dies aus Gründen des öffeuilichcn Wohls für an -

gemessen erachtet .
A. Der Beschuldigte kann sich eines Berk « ijbi ger s bedienen .

— Wählt er leinen Verteidiger , so muß ihm ein solcher �von
Amts wegen von dem Vorsitzenden des Gerichts bestellt wer -
den, , insofern es sich um solche Verbrechen oder Vergehen
handelt , bei welchen nach dem allgemeinen Sttachxcht eine

Höbere Stiche älS Gksäugnis - bis ' zu Einem iZtahre cintrift ;
3 Der Berichterstatter tragt : n Anwesenheit de - Be -

schuldigten die . demieVen zur Lch gelMe . Tatsache vor . . .
Der Bcschuldlgte wich achchchrdert , sich darüber ,zu er »

klären . - demnächst wird zur Erhebung der andcrweiten Beweis -
mittel geickritten .

Sodann wird dem Berichterstatter zur Aeußernng über
die Resultate der Vernohmungen und die Anwendung des
GesensS . und zuletzt - dem Beschuldigten und seinem Verteidiger
das Wort gestattet . -

Das Urteil wird bei sofortiger nicht öfssent »
licher .Beratung des Gerichts , nach Stimmenmehrheit
gehißt und unmittelbar darauf dem Beschuldigten verkündigt .

tz. Das Gericht erkennt auf die. gesetzliche . Strafe - , - oder

auf Freisprechung , oder Verweisung an den

ordentlichen Richter .
Der Freigesprochene wird - sofort der Haft entlassen . Die

Verweisung an den ordentlichen Richter findet statt , wenn
das Kriegsgericht sich für nicht kompetent erachtet ; es erläßt
in diesem Falle über die ForPauer oder Aufhebung der Haft
im Urteile , zugleich besondere Verfügung .

5. Das Urteil , welches den Tag der Verhandlung , die Namen
der Richter , die summarische Erklärung des Beschuldigten über
die

'
ihm vorgehaltene Beschuldigung , die Erwähnung der Be -

woisanfnahme und tie Entscheidung über die Tatfrago und
den Rechtspunkt , sowie das Gesetz , auf welches das Urteil ba »

gründet ist , cnihatten mutz , - wird bon den sämtlichen Richtern
uitd dem ' Gerichtsschreiber - unirrzeichnet .

6. Gegen die Urteile der Kriegsgerichte findet kein Rechtsmittel
statt . Die auf T o d e s st rase . lautenden . Erkenntnisse unter -

liegen jedoch der Bestätigung des im. § 7 bezeichneten Militär -
befehlshgders , und zwar in Friedenszettcn der Bestätigung des
kommaildierenden Generals der Provinz .

7. Alle Strafen , mit Ausnahme der Todcssttase , werden binnen
24 Stunden nach der Verkündigung des Erkenntnisses , Todes .
stvastm binnen gleicher Frist nach Bekanntmachung der erfolg -
ten Bestätigung an den Angeschuldigten zum Vollzug gehrachi .

8. Die Todesstrafe wird durch Erschießen vollstreckt . Sind
Erkenntnisse , welche auf Todesstrafe lauten , bei Aufhebung des
Belagerungszustandes nach nicht vollzogen , so wird diese Strafe
von den ordentlichen Gerichten in diejenige Strafe umge -
wandelt , welche , abgesehen von dem Belagerungszustande , die
gesetzliche Folftc der von dem Kriegsgerichte als erwiesen an -
genommenen Tat gewesen sein würde .

8 14. Die Wirksamkeit der Kriegsgevichte Hort mit der Beendi¬
gung des Belagerungszustandes auf .

_ § 13. Nach aufgehobenem Belagerungszustände werden alle vom
Kriegsgerichte erlassenen Urteile samt . Belagstücken und dazu gc -
hörenden Verhandlungen , sowie die noch schwebenden Untorsuchungs -
fachen an die ordentlichen Gerichte abgegeben : diese
haben in den von - dem Kriegsgerichte noch nicht abgeurteilten Sachen
nach deu ordentlichen Strafgesetzen , und nur in den Fällen des 8
noch den in diesem getroffenen Strafbestimmungen zu erkennen .

GroßSerlln
Berliner Lebensmittel .

. Der Verkauf von Kartoffeln auf . Grund der neuen Künden -
liste Heimat Montag , Pen 4. Asbruar . . - Die - . KleinW « dks �Zimas »
die Liste morgen in ihrer Brotkomwisston in Emp ' äng nehmen .

Aus den . Kreisen der . Berli »«? , - LadenschläHer . sind .. dem
Magistrat vielfach Klagen darüber zugegangen » daß die meisten ihrer
Kunden beim Einkauf darauf dräugeu . nstx ' $ & & & £ 1. « isch . M
« halten . Dies Verlangen m unberechtigt wnd gibt zu Unßuträglich . '

. ketten Veranlassung . Die Fleischer oder Fleischvorkaufer sind- nach

Maßgabe der ihnen zugeteilten Wochenfleischmenge bei h&c vor -
geschriehenon gleichmäßigen Verteilung ihr « Vorräte auf alle ihre
Kunden gar nicht in der Lage , dies « Forderung nachzukommen .
M a h r a l s d i e H ä l f t e a n s ch i e r e m F l e isch steht ihnen für
diesen Zweck nicht zur Verfügung , kann also auch von ihnen an
den einzelnen nicht verabfolgt werden . Wenn sie nun
trotzdem sich bemühen , den weitergehenden Wünschen des Publikums .
nach Möglichkett Rechmmg zu tragen , so darf dies doch nicht etwa
dazu führen , daß - die Kunden versuchen , hieraus für sich ein Recht
herzuleiten .

Käseverteilung . Bis Sonntag wird in den im Norden Berlins

gelegenen Bezirken der 171. . 191. , 202. , 203 . , 204 . , 220 . und 221 .

Brotkommission je 125 Gramm Käse verteilt .

Ist Milch für Kranke ein Heilmittel ?

Eine Krankenkasse hatte sich geweigert , einem lungenkranken
Berstcherten die Kosten für eine ärztlich - Bescheinigung über die Not -

wendigkeit von täglich einem Liter Milch zu erstalten , weil die Milch
nicht Heilmittel , sondern nur Stärkungsmittel gewesen sei . Das

Reichsversicherungsamt ist dieser Ansichl nicht beigetreten . Da der
Versicherte bereits nach Ablaut von weniger als zwei Monaten starb ,
nachdem ihm die Milch verschrieben worden war , sei zu schließen ,
daß die Milch nicht etwa nur zur Erhaltung der Gesundheit oder

zur Beleittgung der durch sie verursachten Arbeitsunfähigkeit zu
dienen bestimmt und notwendig war . Sie stand mit der Kranken -

behmidlung in unmittelbarem Zusammenhang und war daher ein

Heilmittel im Sinne des § 182 Nr . 1 der Reichsverficherungsordnung .
Die Krankenkasse hatte auch — eine Frage von gleichfalls grundsätz -
licher Bedeutung — den Betrag für die ärztliche Bescheinigung über
die Noiwendigkeit der Milch zu bezahlen ; diese gehörte zur ärzt -
lichen Behandlung , weil Milch gegenwärtig nur auf Grund solcher
ärztlichen Bescheinigungen zu erhalten ist .

Versicherungspflicht der städtischen Verkaufsstellen .
Das Reichsversicherungsamt hat in einer neueren endgültige »

Entscheidung die von deir Städten und Gemeinden während des

Krieges eingerichteten Lebensmittelverkaufsstellen , nach der Reichs -
Versicherungsordnung für versicherungspflichtig erklärt , wenn in
ihnen auf die Behandlung und Handhabung der Ware 300 ' volle

Arbeitstage aufgewendet werden . Derartige städtische * Lebens¬

mittelverlaufsstellen müssen im Sinne des § 337 Abs . 1 Nr , 11 der

Reicksversicheruiigsordnung als ngch kaufmännischen Regeln . ein -

gerichtete und geleitete Betriebe angesehen werden . Wenn aus dem
Betriebe der städtischen Verkaufsstellen ein ikeberschuß nicht er -

zielt wird , so ist das für d' ie NerstcherungSpfiicht ohne Bedeutung .

Zur Bekämpfung der Tuberkulose ,
die wie im gauzen Reich , so auch in Berlin , während der Kriegszeit

-

eine Zunahme zetgst - sind vom Magistrat Berlin im Hospital . Buch
besondere K- rankcupävillöns zur Ausnahme ' von solchen Kränken
bereitgestellt worden . ' die an offener Ttiberkülose leiden und ihre
Familien und weitere Umgebung mit der Gefahr der Ansteckung be- �'
drohen . Ihre Belegung erfolgt , durch das Kuratorium der
Städtischen Hcimftäitcu . Die Aufnahme ist auf Berliner Bürger
beschränkt .

Da die vom Magistrat beabsichtigte - Isolierung der an offener
Tuberkulose Leidenden häufig nur dann durchführbar sein dürfte ,
wenn gleichzeitig für die hilfsbedürftigen Familten der Kranken

gesorgt wird , ift aus Anregung des Magistrats die Begründung eines
freien Ausschusses erfolgt , der unter dem Vorsitz von Herrn Geheimrat
Professor Dr . Mofle aus Mitgliedern der städtischen Körper ichasten
sowie aus Vertretern der - an der Tuberkutösebelämpfung interessierten
öffentlichen OrgcutijatioNen und gemeinnützigen Vereine besteht
und die Bezeichnung . Berliner Tubcrkulose - Ausschußt führt . Die
Aufgabe d « S Ausschusses foll vorläufig - auf die Unterstützung der ,
Familien d' er - in fleijfclosjepte Änstettteir ausgenommenen Tuberkulösen . ,

' . bie xPer�olchesi -Kxdüsifen . /sigsWgntt' Mn. " Me laufenden Gefchäftö
'

t - rledjgt ein aus fürff Mitgliedern kasteiender geschästsfübrcnver Äör -
ftem d, ber übsr ' die einzelnen ilntttstüyüngsfälle zu beraten und nach

Maßgabe, der von dem Ausschüsse aufzustell enden allgemeines "
Grundsätze zu bewilligeuden - Unterstützungen zu beschließen hat .

Die Mittel . - deren der Ausschuß zur Mirchführuna seiner Aus -
gäbe benöligt . werden ihm teils von der Stadt Berlin , teils von
den angeschlossenen össenilrüeu Korporationen zur Verfügung gestellt
werden - Die Büreaugeichäfte des Berliner Tuberkuloseausschusses
- werden im Auftrage des Magistrats - im Städfiichen ' Dienstaebäude
am Mühlendamm , Ztmmer 27 , gesührt . sFotiffprechauschluß
Zentrale Mühiendonun Nr . 64. )

Aufwandsentschädigung bei Unterbrechung der Dienstzeit . Durch ,
die Entlassung von Matrnschaften zur Verfügung der Eriatzbehörden
oder der BezirkSkmNmändss wird die gesetzliche aktive Dienstzeit
nur unterbrochen uird bei einer neuen Einberufung ' zuin Heeres -
dienst fortgesetzt . Für einen solchen Heerespflichiigeu besteht des -
halb der Anspruch auf AuswattiseNtjchädiguitg . Nach einer Ver -
sügung deS Ministers des Innern an die Regierungspräsidenten , ist
für , die Berechnung der aktiven Dienstzeit die Waffengattung
maßgebend , bei der die Dienstpflicht beendet wird . , Für
einen von der Kavallerie etiklaffenen , später zur Jnfauterio
wieder eingezogenen Heerespflichligen kann daher nur eine
zweijährige Dienstzeit in Ansatz gebracht werden . Im
übrigen ist nach einer Mitteilung de - KriegSministers eine Beur -
laubuug von Mannschaften als Facharbeiter unter - ' gleichzeitiger
Zuktickstell ' ung vom Heeresdienst ' ausgeschloffen . Entweder weiden
die Leute vom Truppenteil beurlaubt , dann Sletden sie Angehörige
deS Ttmppenteils , oder sie - werden vom Heeresdienst zurückgestellt . In
diesem Falle werden sie entlassen und stehen zur Beriügung der

Ersatzbebörde . Für die Zeit ihrer Zurückstellung oder Entlassung
können sie demnach nicht , als in Ableistung ihrer gesetzlichen äftiven
Dienstpsttcht , angeishen ' werden , so daß eine , Äufwandseptichädigung
fttr , diese Zeil nicht zuständig ist .

Charlottcnburff . Jahresabschluß der städtischen Verwaltung .
Der Abschluß der Stadlhauptkasse fni das Rechnungsjahr 1916 er¬
gibt bei einer Einnahme von rund 43- , x, Millionen , und einer Aus -

gäbe von 45' / „ Millionen einen Ueberschuß von 340,000 M. �Dieses
günstige Ergebnis ist auf die Mehreinnahmen aus den Steuern
zurückzuführen , deren Ertrag die vorausgesehene Höhe , wchentliu ?
überschrttien hat . Das Mehr betrug z. P . bei der Gemeinde -
einkommensteuer rund 2,3 Mist . , bei der Forenseusteuer i,l2 Miss ,
bei der Gemfidegewerbesteucr ebenfalls gegen ' Millioit, - bei der
Warenhaussteuer ' 73 000 M . bei der Kino - und LustbarkeitSsteuer
80 000 M. . bei der Gemeindeumsatzsteuer 30 000 M. und bei der
ZuwachSsieuer 40000 - M. Auch das Ergebnis der städtischen Werke
übersteigt die oerauschlagte Höhe um 23 000 M. Die Werke haben
einen . Reingewinu von über 4ftz Millionen gebracht , und zwar daS
Elektrizitätswerl 2 Mill . , dos . Gaswerk 2' / . , Miss und die Wasser¬
werke 1090 M. Beim Elektrizitätswerk sind an 309 000 M. und bei
den Wasserwerken etwa 900 000 M. ausgefallen , wesentlich aus dem
Grunde , weil die Strom » und Wasserentnahme hinter der erwarteten
Hohe zurückgeolteben ist . Dagegen , haben die Gaswdrke einen Mehr -

senrag von über ' /z Miss gebracht .

Neukölln . Eröfftumg einer Abeudküche . Heute wirb In der
Reuterstr 84' , Hos ' 1' Treppe , dich 12. Kriegsnotftanhsküche in Betrieb
geuvAmen . Die Ausgabe der Speisen erfolgt wochentäglich von SHs
bis XM Uhr ' abends zum' .Preis e von , 30 Pr für 1 Lfter und 2? Ps .
fi1r -->§ Ltter . , SoimiagZ bleiöt die Kuckte geschlossen . ,

� Schiinöberg .
'

Tie Pettvleumkarten sind - nur , - dann , gültig , wenn
. sie m- tt dem MagftrratSstempel . und einer ousgestemchetteri - Nummer

versehöv sind . , vi - . : : - r J;

Lichtenberg . . M arm cted - cv cxtei 1u tt g . Es zelangr jetzt wieder
M a r m öla d e zur Ausgabe ohne vorherige Anmeldung g,sgeniAb .
trerinung der beide » Abschnitte 5 der gemeinsamen Lebensmittel -



Zarte . Äuf J bex SeBewJaitttaltete für Jus�ndkch « { wrf
Marmelade nicht adgegsben werden . Auf den Kopf der BevöÄerun�
entfallen 30 Gramm pro Tag und gelanzt ein Pfund zur AuSgabe .
Sobald die KleinhandetcKgeschafte in den Befitz der Marmelade ze »
langt sind , zeigen fie dieses durch Aushang an . Abschnitt 5 behalt
nur bis zum 15. Fedruor Gültig ! « t.

Reinickendorf . Lebensmittel . In den amtlichen Berkanststellen
ist Fischpudding zum Preise von 3/50 M. für die Dose i Pfund zu
haben . Dtt Pudding eignet sich besonders als Brotaufstrichmittel .

Tegel . Lebensmittel . Auf Abschnitt 8 der neuen Lebensmittel¬
karte können ISO Gramm Teigwaren und auf Abschnitt 5 � Pfund

Kunsthonig entnommen morden . In der GeureindebeckauiSftelle
werSen auf Wfchnirt 1 der SonderlebenSmiitelkarte für A- ndcr �im
Alter von l — 1 fahren 1 Pfund Haferflocken , auf Abschnitt I für
Lugendliche WO Gramm Mvrgentrank verabfolgt .

Weißensee . Nartiffel - Revisio «. Der Geureilrdevsrsteher macht
dekannt . daß bei denjenigen Einwohnern , die Kartoffeln als Winter -
Vorrat , bezogen haben , denmachst die Bestände revidiert weichen , sollen ,
ob die übliche Ration von sieben Pfund als Verbrauch nicht über -

schritten ist Gegen diefenigen . die trotzdem mehr
» erbraucht haben , sollen die erforderlichen
Schritte eingeleitet werden . Er macht außerdem bekannt ,

daß die durch nachlässige Behandlung oder ungünstigen Mehrverbrauch
entstandenen Ausfälle später nicht durch Zuweisung werterer Kar -

ivffelmengen ausgeglichen werden kann . Wenn man letzteres an »
wenden will , mutz man doch fragen , wozu man den betreffenden
Mehrverbrauchern dann noch außerdem Scherereien machen wist Die

Weißenfeer Gemeindeverwaltung scheint viel überflüssige Zeit und

«ichliche Arbeitskräfte zu haben .

NowaweS . Lebensmittel . Auf den Kartenabschnitt 4 der
Lebensmittelkarte findet dre Ausgabe von Hafermehl und aus
den Kartenabschnitt ö die Ausgabe von Suppenwürfeln statt .
Die Karteninhaber haben am Freitag , de » 1. . und Sonnabend , h?. n
2 . Februar , den Kartenabschnitt 4 und 5 bei dem Kleinhändler ab¬

zugeben , bei dem sie die Ware zu beziehen wünschen . Sie erhalien
hierauf eine Bescheinigung . — Der Kleinhändler hat die von ihm
abgetrennten Abschnitte zu sammeln und sie am Montag , den 4. Fe -
bruar . per ZlriegswirtschaftSabteiluna einzureichen . — Die Abgabe
der SebenSmittellartenabschnitt - verpflichtet zum Bezug - der Ware .

Anmeldungen , die nachdem 2. Februar beim Kleinhändler ein -
gehen , bleiben ohne weiteres unberücksichtigt . — Die Warenmenge ,
die auf die Kartsnabschnitt » 4 und ü. entfallt , wird noch bekannt -
gegeben .

Aus Wschnitt S4 der Lebensmittelkarte findet die Ausgabe von
130 Gramm Graupen und auf Abschnitt 1 der neuen Lebens -
mittelkarts die Ausgabe von ISO Gramm Teigwaren statt . Die
Karteninhaber können die Ware bis zum 3. Februar in Empfang
nchmen . >

An Wöchnerinnen kann abweichend von den maßgebenden
Bestimmungen die Versorgung mit Krankenbrot für kurze Frist ge -
stattet werden , wenn besondere Umstände , z. B. allgemeine Enl -
krästung der Wöchnerin eine solche Fürsorge erfordern . Mündliche
oder schriftliche Anträge sind an die LebcnSmittelkartenauSgabe -
stell.", Pmesterstr . 81 , zu richten .

M- SlSdors a. d. Ostbahn . Großer Verlust beim LoüenSntiitel -
einkauf . Einen » großen Tag ' batte die Gevieindevertretung am
Donnerstag . Sie hatte sich mit einem Lebensmittels inkauf des Ge -
meindevorsteherb in Holland zu beschäftigen , bei dem der Ge -
meinde za . 100 000 Mark verlorengegangen sind .
Der Gemeindevorsteher gab ein « Darstellung der Angelegenheit , aus
der hervorging , daß er einer Schwtndelfirma in die Hände geraten
war . Da » LandratSamt hatte zu diesen Verhandlungen « inen Bcr -
treter enrsandt . Sämtliche Gemetndevertreter . welche sich an der
Debatte beteiligten . permueiSen cd scharf , daß der Gemeindevor -
steh « so eigenmächtig gehandelt , daß er weder hf » Gemeindever -
tretuna noch den Notstandsausschuß vorher zu - Rate gezogen habe »
und daß etwa 7 Monat « darüber inS Land gegangen seien , bevor er
' ich. rrotz Drängen » , veranlaßt gesehen habe . Sufilänrng zu geben .
Fm Anschluß daran wurde auch die mangelhafte LebenSmittelver -

sorgung und - Verteilung besprochen und dabei de-r BetriÄb d «
KrirgSwirtschaflSabtoilung kritisiert . Die Verantwortung für die
Mißstände in dieser Ahueilung fall « dem Gemeindevorsteher in
vollem Umfange zur Last . Schuld an alladem sei sei « autokratisches
Wesen . Bon den Vertretern de » HauSbesttzervevein » wurde bean¬
tragt . bei der vorgesetzten Behörde ein Ermittlung� - und Diszipli -

nardersayve « gegen den Gemarndevorsteb « zu beantragen - Dieser
Antrag wurde zurückgezogen und statt dessen ein Antrag de » Ge -
nofien Schumann angenommen , « ine fünfglredrige Untmluchunos
kommiffion einzusetzen . Diese Koncmisnon wird ihr « Tätigkeit so -
fort aufnehmen uns der nächsten Gemeindevertretersitzung Bericht
erstatten , _ „

Soziales .
KravZheit ober vetriebSanfall .

Der Maschinenarbeiter Sch . war am 16. September 1916 mit
dem Drehen von Granare « beschSftrgt . Hierbei verspürte er Plötz »
lich ein heftiges Schmerzgefühl in der t ' . nken Hond , so daß fem
Mitarbeiter die Granate fertig machen mußt « . Di « Hand schwoll
an . e » rrat ZellgewebSemzündnng ei », in deren Verlauf operativ
eingegriffen werden mutzte . Der Verletzte war bis zum SO. April
völlig erwerbsunfähig . Di « Berufsgenoitenschaft der Feinmechanik
und Elektrotechnik wie » den Anspruch de » Verletzten auf Entschädi »

gung ab , weil der Unfall nicht erwiesen , dann auch ,
weil der Vorgang «ine derarttg schwere Verletzung nicht
hervoraeruken haben könne . Nachdem sich der behandelnde
Arzt sür den Zusammenhang de « Leiden » mit dem Unfall
auegesprochen hatte , holte daS Oberverficherungsamt Groß - Berlin
ein weiteres Gutachten ein . Auf Grund vesien wurde die Genossen -
schast verurteilt , dem Verletzten die Bollrente ab 16 . Oktober
IS IL biS 3a April 1916 und vom 1. Mai bis S. September 1916
ein « solche von 88' / , Proz . , vom 9. September 1916 eine Rente von
15 Proz . zu zahlen .

Dre Genossenschaft legte RekurS ein und machte geltend , daß
der Unfall nicht erwiesen , der geschilderte Vorfall die schwer Ber -

letzung nicht verursacht Hab «, eventuell wurde beantragt , die Renten -

gewährung erst mit Beginn der 16. Woche nach dem Unfall , also
mit dem 17. Dezember 19 lö beginnen zu lassen .

Da » ReichSversiKerungSamt wie ? den Rekurs zurück , indem e »
gleich dem ObervelfiSerungSaml annahm , daß die Erkrankung an

ZellgewebSentzündung offenbar mittel » des durch eine gering -
tügige Hautwunde ermöglichten Eindringen » von Eitererregern in
den Daumen zustande gekommen ist .

» Ebenso mußte da « RerchSversicherungSamt de « Oberver -

ficherungSamt auch darin folgen , daß die Wahrscheinlichkeit , daß
fick, der Kläger eine solche kleine Hautverletzung bei der
Arbeit an de » mit scharfem Grat bebasteten Granaten

zugezogen hat , gegenüber denjenigen der Zuziehung der Wunde
ber anderer Gelegenheit ersahruiigSgemäß ein « derartige
überwiegend « ist . daß die » zur Erlangung der richterlichen
Ueberzeugung von dem ursächlichen Zusammenhang der Betriebs -
arbert mit der Erkrankung genügt . Die Verletzung muß sich
der Kläger entweder am 16. Sepiember sol « er wegen plötzlich
eintretenden Schmerzes im Daumen die Arbeit niederlegen und
die gerade in Arbeit befiiidUch « Granats seinem SrbeitSgenosien
zur Weiterbearbeiiung überlassen mußte ) zugezogen haben oder

iurz vorher bei einer gleichartigen , die Hände gefährdenden Ar -
bert an den Granaten . Bei welcher Gelegenheit aber die In -
f e k t i o n der Wunde durch Eitererreger eingetreten ist , kann nicht
weiter in Frage kommen , weil die Verwundung selbst einen Be -
triebsunfall darstellt . �

Bezüglich de « Angriff « der Genossenschaft auf den Rentenbegwn
erklärt da « R- ichSv - riilUerungSamt denselben für unzulässig , weil er
die Rente für einen zur Zeit der Entscheidung bereits vorüber¬

gegangenen Zeitraum betrifft . . Dieser Angriff hätte nur dann zu -
lässig werden können , weml den zulässigen RrkurSangliffen stattzu¬
geben gewesen wäre , was hier nicht der Fall ist . '

Sind die Fragebogen von Arbeitnehmerverbänden über die

Verhältnisse ber de « einzelne » Arbeitgeber » rechtlich zulässig ?
Die Beruf » » « rSänva vo « Arbeitnehmern , ins -

besondere von Angestellten , haben bekanntlich vtelfach Frage -
bogen an die Ang- ftellten der einzelnen Arbeitgeber versandt ,
in denen UM AuSkuUft üb « die m dem betreffenden Betriebe
bestehenden LnstellungS « und Lohnverhaltnifse und

dergleichen ersucht wird .

_ _ _ _ _ _ _ __ _ __ _ _

Der Bund der�techmsch - iechustrielle » Beamten « Berlin Hot
vor längerer Zart Fragebogen versandt , darunter auch an Amge -
stellt « der Firma 25. n. Co . « Magdeburg , « denen eine groß «

Anzahl Fragen Wer die in dem Betriebe herrschende » Verhältnisse
gestellt tft , insbesondere httrsichtlÄ� der Anstellung » - und Gehalts -
Verhältnisse der Angestellten , der AcbsstSzeit usw . Zwei der Frage, '
laute », vrx die finanzielle Lage und wie die Beschäftigung der

Eirma ist . Die Firma B. u. Co. meint , insbesondere die beiden
tzterwähnten Fragen , aber auch noch eine Reihe sonstiger Fragen

gingen zu weit und führten dazu , ihre gesamte « Geschäfteverhari -

nisse gewissermaßen dem Bund offen zu legen , wodurch die Gefahr
hervorgerufen werde , daß Konkurrent « : der Firma deren Verhält -
nisse erfahren und ausnutzen könnten . Sie bat deshalb gegen den

Bund Klage auf Unterlassung der beanstandeten Kragen
erhoben . Dre Zflage ist gestützt einmal auf § 823 Abs . 1 B. G. B. .
indem geltend gemacht wird , es liege ein rechtswidriger Eirrgrm
in den Gewerbebetrieb der Klägerin vor . weiter auf § 17 deS Ge¬

setzes gegen den unlauteren Wettbewerb ( Anstiftung zum Verrat

ges - bäftlicher Geheimnisse ) , und schließlich auf s 826 B. G. B. , weil
das Lorgehen des Bundes auch gegen ote guten Sitten verstoße
und der Klägerin vorsätzlich Schaden zugefügt werde .

Währsnd das Landgericht l zu Berlin der Klage in der

Hauptsache stattgab , hat da » Kammergericht aus Abweisung
der Klage erkannt , weil die Verseichung der Fragebogen von
der « Gesichtepunkte aus gewürdigt werde « müsse , daß der bektex . ,
Verband ein « gewerkschaftliche Organisation zum Zwecke der Wahr¬
nehmung der Rechte seiner Mitglieder hinsichtlich deren Anstellung -
und Lohnverhältnisse sei . Von diesem Gesichtspunkt aus seien die

gestellten Fragen nicht zu beanstanden . Der Beklagte habe ledig -
lich im Interesse seiner erlaubten Bestrebungen gehandelt .

DaS Reichsgericht hat dieses Urteil bestätigt und die von
der Klägerin versuchte Revision zurückgewiesen . Zur
Begründung führte der höchst « Gerichtshof auS : Für die An -
wendbarkeit deö We ttbe w erbs p e s « tz es fehlt e » in doppel -
ter lftichteng an Voraussetzungen : em - mal erfordert da » Gesetz eine

wirkliche Absicht der Schadenszufügung , die das Kam -

mergericht ainwa - chfrei verneint hat , und außerdem handelt es

sich bei dem Wettbewerbsgesetz um ganz andere Zwecke :
eö fällt bei diesem der Schwerpunkt auf etwa ige Nachteile , Äe einem
geschäftlichen Unternehmen durch einen Konkurrenten zuge¬
fügt werden können . Bezüglich der Anwendbarkeit des ß 823 Abs . 1
B. G. B, ist zu beachten , daß hier , wie auch bei § 828 B. G. B. , die

Fvage der Widerrechtlichkeit ein « erhebliche Rolle sptelsn
muß . ES stehen sich hier zwei Kassen gegenüber : Arbeitgeber und

Arbeitnehmer : die Verfolgung de - Interessen dieser Gruppen aber

ist nicht ohne weiteres als « ine unberechtigte anzusehen , solange sie
sich in den notwendigen Grenzen hält . Die Auskünfte find hier
vom Bcflogtert immer mit in dem Grenzen gewünscht worden , die

sich auS den Z: vecken des beklagten Bundes ergeben , nämlich sein «
Mitglieder vor Nachteiken zu bewahren . Bedenken konnten die

Fragen « regen , wie eS sich mit der ftnanztellen Lage de » Ge¬
schäfts und fernen Aufträgen verbätt . Wer da » Kananergeffcht
nimmt hier einwandfrei an , daß auch dies « Frage » nur in den -
jenigen Grenzen beantwortet werden sollten , die der Zweck des
Verbandes mit sich brachte , und e » meint , daß diese Fragen nur
nebensächlich « Bedeutung hätte «. Nach alledem ist eine Wider -

rechtlichkeit der vom Beklagten verlangt » Auskünfte nicht
anzunehmen . ( Aktenzeichen : VI . 368/17 . — Urteil vom
21 . Januar 1918 . ) . ,

Mus aller Welt .
Ein schweres GrabenunglSck

ereignete sich am Mittwoch durch eine Explosion schlagender
Wetter aus ber Zeche . Bruchstraße ' tn Langendreer .
Elf Tote und vier Schwerverwundete wurde »

geborgen .

eettecnttMAte « ttt » boS mittlere Ksrbbentfwimtb b «
Eonnabend « ttta « . Zeltweite anfNarend , jedoch vorwiegend nedeklg mit

erhehlich «» Niederschlägen , gelinder Frost .

« " W* » —" essaainnmsoms » » i , . i,Bgg » ga » aBMBaBe8gaBg —- g - gg

«eranteffrtM für « ottS : « et » Cnteur , Berlw : <fe b « Mslgcit
Xtil de » Blatte »: HTfrrt «-ck- te . »eotttla ; ffc « neigen : » . «late . Serire
Druck ». Verlag : Borwirt « Bogdrrickcrei a. BerlaaSaagnlt Barl Cteoec & Ca. ,

... x . / .... w- . m-h Beelta sw , 68, DUltenfU . s»
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